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I. Prüfungsauftrag

Der Entwurf des Jahresabschlusses auf den 31.12.2019 wurde mit Beschluss vom 

18.06.2020 vom Rat der Stadt Bielefeld zur Prüfung an den Rechnungsprüfungsausschuss 

der Stadt Bielefeld verwiesen (Drucksachen-Nr. 10949/2014-2020). Gem. § 102 Abs. 1 Ge-

meindeordnung NRW (GO NRW) obliegt die Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung.

Nach § 102 Abs. 3 GO NRW ist der Jahresabschluss dahingehend zu prüfen, ob er unter Be-

achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage vermittelt. Die 

Prüfung erstreckt sich darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden 

Bestimmungen beachtet worden sind. In die Prüfung sind die Inventur, das Inventar und die 

Übersicht über die örtlich festgelegte Nutzungsdauer der Vermögensgegenstände einzube-
ziehen. Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses hat sich auch darauf zu erstrecken, ob der 

Lagebericht mit den o. a. Vorschriften und Prüfungserkenntnissen in Einklang steht und ein

zutreffendes Bild von der Lage der Kommune vermittelt. Dabei ist auch darauf einzugehen, 

ob die Chancen und Risiken für die künftige Entwicklung der Gemeinde zutreffend dargestellt 

sind (§ 102 Abs. 5 GO NRW).

Durch das Zweite Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanage-

ments für Gemeinden und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und weiterer 

kommunalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW)

vom 18. Dezember 2018 wurde die Gemeindehaushaltsverordnung NRW ab dem 01. Januar 

2019 durch die neue Kommunalhaushaltsverordnung NRW ersetzt und die Gemeindeord-

nung NRW in Teilen geändert. Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 unterliegt erstmals der 

neuen Rechtslage. Das Prüfungsvorgehen und das formelle Verfahren unterliegen dem 

neuen Recht bereits seit dem Jahresabschluss zum 31.12.2018.

II. Grundsätzliche Feststellungen

1.1 Prüfungsfeststellungen aus Vorjahren und anderen Prüfberichten

Zu den jeweiligen Feststellungen und Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes hat die

Verwaltung Stellung genommen. Einige davon wurden zurückgewiesen, andere bereits be-

hoben. Nicht alle Feststellungen oder Fragestellungen lassen sich zeitnah erledigen, so dass 
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auch im Abschluss 2019 die Darstellung einiger Sachverhalte nicht ganz korrekt erscheint.

Soweit die Ursachen nicht behoben sind, wird im Prüfbericht an den entsprechenden Stellen 

hierauf hingewiesen. Auf eine erneute Prüfungsfeststellung wird weitgehend verzichtet, wenn 

erkennbar an einer Lösung gearbeitet wird.

Zusammenfassend bleibt die Bilanzposition Forderungen und sonstige Vermögensgegen-

stände in Verbindung mit den korrespondierenden Positionen der sonstigen Verbindlichkei-

ten im Fokus der Beobachtungen.

Soweit die Straßenentwässerungskanäle nicht bilanziert sind, ist die Bilanz unvollständig.   

Prüfungsfeststellungen sind in Anlage 2 aufgeführt. Auswirkungen auf den Bestätigungsver-

merk ergeben sich durch die Prüfungsfeststellungen nicht. 

1.2 Einhaltung gesetzlicher Fristen

Der Entwurf des Jahresabschlusses 2019 ist vom Oberbürgermeister zu bestätigen und in 

seiner bestätigten Form innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Rat 
zur Feststellung zuzuleiten. Auch wenn die gesetzliche Frist nicht eingehalten werden 

konnte, erfolgte die Verweisung an das Rechnungsprüfungsamt durch den Rat immer noch 

im Folgejahr.

1.3 Inventur

Gem. § 91 GO NRW ist zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres unter Beachtung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur ein Inventar aufzustellen. Zum 31.12.2019 wurde 

eine Buch- und Beleginventur durchgeführt. 

Das Verfahren zur Inventur des Infrastrukturvermögens befindet sich in der Umsetzungs-

phase. Danach wird das gesamte Straßennetz in Bielefeld im Rahmen einer rollierenden In-

ventur in einem Zeitraum von 5 Jahren überprüft und die Ergebnisse im Jahresabschluss ab-

gebildet. Die geplante Befahrung in 2019 konnte erst im Jahr 2020 durchgeführt werden und 

fand somit keine Berücksichtigung im vorliegenden Jahresabschluss. Der Zeitplan für die 

vollständige Erfassung verschiebt sich um ein Jahr.
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1.4 Vertragsdatenbank

Der Jahresabschluss soll ein tatsächliches Bild der Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage 

vermitteln. Zum Grundsatz der Vollständigkeit gehört auch die Erfassung von vertraglich ge-

stalteten Rechtspositionen und Risiken, soweit sie Auswirkungen auf die Bilanz haben.

Die Fachämter werden jährlich gebeten, alle Verträge mit Dauerwirkung und Änderungen zu 

melden.

Bei anlassbezogenen Prüfungen in verschiedenen Bereichen wurde jedoch festgestellt, dass 

eine vollständige Erfassung noch nicht erreicht bzw. nicht ausreichend differenziert ist.

Das Rechnungsprüfungsamt weist in den jeweiligen Prüfungsberichten auf die Meldepflicht 

der Verträge und Vereinbarungen mit Dauerwirkung hin. Die jährlichen Anschreiben, mit de-

nen die Fachämter auf die Meldepflicht der entsprechenden Verträge und Änderungen über 

die Dezernate hingewiesen werden, sollen beibehalten werden.

Um die Nutzungsmöglichkeiten der Vertragsdatenbank auszuweiten und zu verbessern, hat 

die IT-Steuerung zum Zeitpunkt der Berichterstellung einen Projektauftrag für die Einrichtung 

eines gesamtstädtischen Vertragsmanagements erarbeitet.

1.5 Prüfung der Haushaltswirtschaft

Gegenstand der Prüfung war einerseits die Fortschreibung des Haushaltsicherungskonzep-

tes für die Jahre 2012 – 2022 im Haushaltsjahr 2019 und der mit den geplanten und durch-

geführten Maßnahmen erzielte Konsolidierungserfolg.

Andererseits wurden im Zuge der Prüfung neue Fragestellungen im Zusammenhang mit der 

Anwendung des zum 01.01.2019 in Kraft getretenen 2. NKFWG aufgeworfen, die die Haus-

haltsplanung 2019 und die möglichen Auswirkungen der Streichung des bisherigen § 11 Abs. 

2 GemHVO betreffen.

Der dritte Schwerpunkt der Prüfung der Haushaltswirtschaft ergab sich durch den am 

21.11.2019 im Ministerialblatt des Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlichten Runderlass 

„Muster für das doppische Rechnungswesen sowie zu Bestimmungen der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-West-

falen (VV Muster zur GO NRW und KomHVO NRW)“.  Danach sind die in den Mustern vor-
gegebenen Mindestinhalte von den Kommunen zu verwenden. 
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1. Umsetzungsstand der Konsolidierungsmaßnahmen

Das Haushaltssicherungskonzept (HSK) 2012 - 2022 im Haushaltsjahr 2019 wurde gem. 

§ 76 Abs. 2 Satz 3 GO NRW am 29.02.2019 von der Bezirksregierung genehmigt, mit dem 

Hinweis, dass die Liste mit den einzelnen, konkreten Maßnahmen konsequent umzusetzen 

ist. Im Übrigen soll die Planung der Erträge und Aufwendungen im HSK-Zeitraum im We-

sentlichen in entsprechender Anwendung der Orientierungsdaten und des Erlasses des Mi-

nisteriums für Inneres und Kommunales NRW vom 07.03.2013 – Az.: 33-45.09.01-918/13 

erfolgen und Abweichungen sind hinreichend zu erläutern.

Bisher wurde die Haushaltssanierung erfolgreich umgesetzt, auch das Haushaltsjahr 2019 

hatte einen guten Konsolidierungserfolg. Seit 2016 erzielt die Stadt positive Jahresergeb-

nisse, und ab 2020 ist ein ausgeglichener Haushalt geplant. Dadurch hat die Stadt das HSK-

Ziel zwei Jahre früher als ursprünglich geplant realisiert. Daher hat die Bezirksregierung die 

Stadt Bielefeld vorzeitig von den Restriktionen der Haushaltssicherung befreit und die Pflicht 

zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes aufgehoben.

Allerdings ist die Haushaltssituation der Stadt Bielefeld strukturell noch nicht so gut, wie es 

die guten Ist-Ergebnisse, die sich aufgrund der Hochkonjunkturphase ergeben, vermuten las-

sen. 

Durch eine weitere, zielgerichtete Fortsetzung der Konsolidierung kann die Stadt die Voraus-

setzungen schaffen, bei schlechteren konjunkturellen Rahmenbedingungen ausgeglichene 

Haushalte zu erzielen. Überdies besteht ein weiteres Risiko, dass die Sondereffekte, wie Ge-

winnabführungen, zurückgehen können. Diese Einflussfaktoren sind von der Stadt nur einge-

schränkt zu beeinflussen.

Im Abschlussbericht 2019 der Stadt Bielefeld über die Umsetzung der Konsolidierungsmaß-

nahmen ist ersichtlich, dass die Maßnahmenpakete in Summe betrachtet zum Jahresende 

2019 dem Planwert entsprechen. Damit wurde die Haushaltsanierung erfolgreich umgesetzt.

Die Bezirksregierung Detmold hat noch einmal darauf hingewiesen, dass auch das veran-
schlagte Budget für freiwillige Leistungen einzuhalten ist.  Die Ausgaben lagen 2019 wieder-

holt über den Planwerten. Sie bittet weiterhin eindringlich, die Leistungen im Blick zu behal-

ten, Steigerungen auf ein unabweisbares Maß zu beschränken, bzw. künftig für eine verläss-

liche Kompensation Sorge zu tragen.
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Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie sind die Planungsgrundlagen für den Haushalt 

nicht mehr haltbar. Die finanziellen Auswirkungen der Pandemie führen zu gravierenden Ver-

schlechterungen, sowohl auf der Ertrags- als auch auf der Aufwandsseite. Damit der Haus-

haltsausgleich nicht gefährdet ist, wurde in 2020 vom Land NRW ein Gesetz zur Isolierung 

der daraus folgenden Belastungen erlassen. Auf diese Weise können die Finanzschäden 

haushaltsrechtlich neutral verarbeitet werden. 

Bei der Aufstellung des nächsten Jahresabschlusses führen die Einnahmeausfälle und stei-

genden Ausgaben zu einer Berichtspflicht, in dem ein zutreffendes Bild von der Risikolage 

aufgezeigt werden soll.

Daraus könnten Aspekte für weitere strategische Haushaltskonsolidierungen entwickelt wer-

den, denn für den langfristigen Konsolidierungserfolg ist es auch entscheidend, sich nach ei-

nem erreichten Haushaltsausgleich nicht wieder neu zu verschulden.

2. Haushaltsplan 2019 und die Umsetzung des 2. NKFW 

Nach dem Inkrafttreten des 2. NKFWG zum 01.01.2019 war auch die Planung für das Haus-

haltsjahr 2019 nach den neuen Regelungen vorzunehmen. Zum Zeitpunkt der Verabschie-
dung des Gesetzes im Dezember 2018 war die Haushaltsplanung jedoch bereits abge-

schlossen. Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, hat das Ministerium für Heimat, Kom-

munales, Bau und Gleichstellung des Landes NRW (MHKBG) einen „Erlass zur Anwendung 

der Vorschriften für die Haushaltsplanung 2019 sowie den Einzel- und Gesamtabschluss 

zum 31.12.2018“ herausgegeben (vgl. Rundschreiben des Ministeriums vom 15.02.2019).

Danach sollen die zuständigen Aufsichtsbehörden akzeptieren, wenn die vorgelegten Unter-

lagen der Haushaltssatzung für das Jahr 2019 den bis zum 31.12.2018 geltenden Regelun-

gen entsprechen. Dies gelte unabhängig davon, in welchem Jahr die Haushaltssatzung be-

schlossen bzw. zur Genehmigung vorgelegt werde.

Die Planungen der Stadt Bielefeld waren zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 2. NKFWG 

bereits abgeschlossen. Somit wurden die Neuregelungen noch nicht in Gänze berücksichtigt. 

Dies ist aufgrund des o. g. Erlasses auch nicht zu beanstanden.

Das Rechnungsprüfungsamt möchte im Hinblick auf die Veränderungen bei der Haushalts-

planung durch das 2. NKFWG jedoch auf einen Punkt besonders hinweisen:
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Der bisherige § 11 Abs. 2 GemHVO NRW wurde in der KomHVO NRW ersatzlos gestrichen. 

Er regelte die Verbuchung von Erträgen und Aufwendungen, die in einem Leistungsbescheid 

festgesetzt werden. Diese waren nach dem so genannten Erfüllungszeitpunkt zu erheben.

In der Literatur besteht weiterhin Unsicherheit über die korrekte Abgrenzung von Erträgen.

Durch die Abkehr vom Erfüllungszeitpunkt gibt es unterschiedliche Auffassungen darüber, ob 

Erträge ohne Gegenleistungsverpflichtung, also insbes. Steuern und Abgaben, entweder 

nach dem Bescheidprinzip oder nach dem Veranlagungsjahr zu erfassen sind.

Zur Klarstellung, welches Abgrenzungsverfahren gewählt wurde, sollte eine Angabe im An-

hang des Jahresabschlusses erfolgen. Zu erläutern sei entsprechend, ob eine Abgrenzung 

nach dem Bescheidprinzip oder nach der wirtschaftlichen Verursachung erfolgt ist. 

Es hat sich hinsichtlich der Verbuchung von Erträgen ohne Gegenleistung ein Prüfungshin-

weis ergeben (V.1. 1.5).

3. Muster für den Jahresabschluss im Rahmen des 2. NKFWG

Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-

Westfalen (MHKBG) hat am 21. November 2019 den Runderlass „Muster für das doppische 
Rechnungswesen sowie zu Bestimmungen der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen und der Kommunalhaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen“ im Ministerialblatt 

für das Land Nordrhein-Westfalen veröffentlicht.

Der aktuelle Runderlass sieht vor, dass die in den Mustern vorgegebenen Mindestinhalte von 

den Kommunen zu verwenden sind und weicht damit von der bisher verwendeten Differen-

zierung zwischen einer verbindlichen Anwendung (z.B. das Muster für die Haushaltssatzung) 

und einer Anwendungsempfehlung (z.B. das Muster für den Ergebnisplan) ab.

Die Muster sollen die Haushaltswirtschaft der Kommunen erleichtern und ein Mindestmaß an 

Transparenz, Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit von kommunalen Haushalten sichern.

Die Stadt Bielefeld hat das Muster für die Haushaltssatzung übernommen. Das Muster des 

Haushaltsquerschnitts im Rahmen der Haushaltsaufstellung wurde für den Doppelhaushalt 

2020/2021 in den Haushaltsplan eingepflegt.

Die den Jahresabschluss betreffenden Muster 

Struktur der Bilanz
Ergebnisrechnung
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Finanzrechnung 
Anlagenspiegel 
Forderungsspiegel 
Verbindlichkeitenspiegel 
Eigenkapitalspiegel 
Teilergebnisrechnungen 
Teilfinanzrechnungen

wurden von der Stadt Bielefeld im Jahresabschluss 2019 übernommen und umgesetzt.

1.6 Aussagen zum Internen Kontrollsystem (IKS)

Durch das 2. NKFWG NRW ist die örtliche Rechnungsprüfung seit dem 01. Januar 2019 

nach § 102 Abs. 8 GO NRW unter Verweis auf die handelsrechtlichen Vorschriften verpflich-

tet, Aussagen über das Interne Kontrollsystem (IKS) zu treffen. Das Interne Kontrollsystem

ist als eine Vielzahl von Maßnahmen zu verstehen, die in ihrem Zusammenwirken entschei-

dungsrelevante Informationen für die Verwaltungsspitze zusammenstellen. Neben der Ein-

haltung des Haushaltsplans und der Wirtschaftspläne, dem Controlling des monetären Ge-

schäftsverlaufs, sind aber auch andere Kontrollen für das Funktionieren der Verwaltung und 

Sicherung der Aufgabenerfüllung im Rahmen kommunaler Daseinsvorsorge wichtig. So sind 

neben den Risiken für rechnungslegungsbezogene Prozesse auch Risiken allgemeiner Art in 

den Blick zu nehmen. Ein IKS ist damit für das Erkennen von Risiken elementar und ein ers-

ter Schritt zu einem Risikomanagementsystem. 

Bei der Stadt Bielefeld gibt es zahlreiche Dienstanweisungen und interne Regelungen in den

dezentralen Organisationseinheiten. Diese sind die Grundlage für ein internes Kontrollsys-

tem, denn nur die Einhaltung verbindlicher Vorgaben kann kontrolliert werden. Einige interne 

Dienstanweisungen befinden sich in der Aktualisierung. Auch die interne Kosten- und Leis-

tungsrechnung (KLR) wird durch eine Arbeitsgruppe überarbeitet. Damit befindet sich die

Prüfungsbemerkung B 2 aus der Jahresabschlussprüfung 2015 in der Ausräumung. Eine 

den Bedürfnissen der Verwaltung angemessene KLR ist die Voraussetzung für aussagekräf-

tige Teilergebnisrechnungen und Aussagen zu den Produkten bzw. Produktgruppen, die im 

Jahresabschluss darzustellen sind.

Weiterhin wurde im Jahr 2020 eine Software zur Abbildung von Prozessen beschafft, die den 

Wissenstransfer sicherstellen soll und zur Identifizierung von Risiken in den verschiedenen 

Leistungsprozessen der Stadt genutzt werden könnte. Gleichzeitig sind Vorbereitungen zur 
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Umsetzung des Onlinezugangsgesetztes angelaufen, wodurch ebenfalls zahlreiche Pro-

zesse für die Umstellung auf einen digitalen Workflow genauer betrachtet werden.

Die Ergebnisse aus diesen Datenerhebungen werden anschließend zu einem umfassende-

ren Wissen der dezentralen Prozesse innerhalb der Gesamtverwaltung führen und so eine 

nützliche Basis für den systematischen Aufbau eines Internen Kontrollsystems und Risiko-

managementsystems liefern.   

1.7 Prüfung von Vergaben und Schlussrechnungen

Die Vergabeprüfung ist gemäß § 104 Abs. 1 Nr. 5 GO NRW eine Pflichtaufgabe. Neben den 

Anforderungen aus der Gemeindeordnung sind die Dienstanweisungen der Stadt Bielefeld 

sowie die Rechnungsprüfungsordnung Grundlage für Prüfungen des Rechnungsprüfungsam-

tes.

Prüfung von Vergaben

Das Rechnungsprüfungsamt prüft grundsätzlich sämtliche Vergaben ab einer Vergabe-

summe von 50.000 € brutto (60.000 € brutto für Ing.-Verträge) einschließlich der eventuellen 

Nachträge.

Im Jahr 2019 wurden 700 Vergaben geprüft.

Prüfung von Schlussrechnungen

Die Prüfung der Schlussrechnungen erfolgt ab einer Schlussrechnungssumme von
50.000 € brutto.
Die Anzahl der geprüften Rechnungen für das Jahr 2019 belaufen sich auf 200.

Beratung der Fachämter und Betriebe

Es wurden 118 Beratungen durchgeführt. Schwerpunktmäßig erstreckten sich die Beratun-

gen auf die Bereiche

        - Konzeption der Ausschreibungsunterlagen einschl. Festlegung der Vergabearten  

   - Unterstützung der Fachämter bei Vergaben die nicht durch die ZVS abgewickelt 

             werden 

           - Identifikation geeigneter Wertungskriterien
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           - Berechtigung von Nachtragsforderungen

Prüfung der Einhaltung der Zahlungsfristen 

Im ISB wurde die Einhaltung der Zahlungsfristen im VOB-Bereich geprüft. Der ISB führt ca. 

25.000 Zahlungsvorgänge pro Jahr durch. Die Zahlungsziele wurden bei ca. 60 Rechnungen 

in dem Berichtzeitraum überschritten. Die Prüfung fand am 27.11.2019 statt. Wesentliche 

Beanstandungen haben sich nicht ergeben. Einzelne Überschreitungen konnten durch den 

ISB nachvollziehbar begründet werden.

Prüfmöglichkeit unterhalb der offiziellen Vorlagegrenzen in Höhe von € 50.000 /
€ 60.000 brutto

Das Rechnungsprüfungsamt wird seit 2019 über ein E-Mail-Meldesystem über Vergaben un-

terhalb der Vorlagegrenzen informiert. Das Info-Mail-Verfahren ist in Abstimmung mit den 
Vergabeämtern geplant worden. 

Arbeitsgruppe Produktvorgaben

Durch eine Arbeitsgruppe wurde das Positionspapier „Standards bei Vergaben, Produktfest-

legungen, Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit“ verfasst. Ein wesentlicher vergaberechtlicher As-

pekt war dabei die Darstellung der Grundsätze Wettbewerb, Gleichbehandlung und produkt-

neutrale Ausschreibung. Daraus resultierten Betrachtungen zu deren Einhaltung und Umset-

zung bei Vergabeverfahren der Stadt Bielefeld. Die Ergebnisse wurden dem Rechnungsprü-

fungsausschuss vorgestellt.

Prüfung von Schlussverwendungsnachweisen und Mittelabrufen

Neben der Prüfung von Schlussrechnungen wurden die Verwendungsnachweise und Mittel-

abrufe der Förderprogramme:

- Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes (KInvFG)

- Halhof (Förderprojekt des Vereins zur Förderung der Jugendarbeit; Falken)

- Erstellung eines Green City Plans

- Jugend stärken im Quartier

- Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Infrastruktur“ (GRW 1)

- Radabstellanlage Bültmannshofschule und Queller Schule

- Modellvorhaben der Raumordnung (MORO)
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geprüft.

Wesentliche Beanstandungen haben sich nicht ergeben. Einzelne Prüfbemerkungen wurden 

prüfungsbegleitend ausgeräumt.

1.8 Prüfung der IT-Strukturen 

Die städtische IT-Infrastruktur wird durch die Stadtwerke Bielefeld als Dienstleister unter-

stützt.

Die Dienstleistung wird über einen Rahmenvertrag mit der Stadt Bielefeld abgerechnet. 

Unter anderem gibt es aktuell 17 definierte IT-Services im Rahmenvertrag der Stadtwerke 

mit der Stadt Bielefeld. Einer davon ist der Service Managed Workplace (MWP), der der Ab-

rechnung der Städtischen IT-Infrastruktur dient. Die Leistungen für den Betrieb der Hard- und 
Software, sowie Serviceleistungen in diesem Zusammenhang, werden jedem Amt monatlich 

in Rechnung gestellt, dort geprüft und über die interne Leistungsverrechnung abgerechnet.

Zu Beginn des Jahres 2019 wurde sowohl mit dem Rollout der Windows 10-Geräte begon-

nen, als auch die Verrechnung der Serviceleistungen von jährlich auf monatlich umgestellt. 

Im Zuge der Prüfung der Abrechnungen wurde deren wiederkehrende Fehlerhaftigkeit fest-

gestellt. Die Korrektur führte über Monate zu keinen nachhaltigen Verbesserungen. Im Okto-

ber 2019 wurde eine Prüfung angesetzt, um den Geschäftsprozess der Rechnungsstellung 

zu ergründen. Hintergrund war, dass die Prüfung der Rechnungen Personalressourcen über 

Gebühr bindet und die Weiterverrechnung der Preise auf Gebühren die Korrektheit der Ab-

rechnung für IT Services Stadtwerke-zu-Stadt Bielefeld zwingende Voraussetzung ist.

Die einberufene Lenkungsgruppe aus Vertretern von Stadt und Stadtwerken setze in den

Folgemonaten auch Externe ein, um die Prozesse zu bewerten, Ziele zu vereinbaren und Lö-

sungen zu finden. Die anfänglich aufgezeigten Abrechnungsfehler wurden zeitnah eruiert 

und abgestellt. Die Prüfung des Prozesses konnte seitens der Rechnungsprüfung nicht ab-

geschlossen werden, weil noch kein durchgängig fehlerfreier Prozess beschrieben werden 

konnte.

Der eingeschaltete externe Dienstleister konnte das Ziel, einen einheitlichen, allen Beteilig-

ten transparenten Prozess, der die Aufgaben von der Bedarfsentstehung beim Kunden, bis 
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zur Bedarfsdeckung durch den Auftragnehmer vollständig und richtig abbildet, nicht errei-

chen. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Aufgabe „End-to-End“ Prozesse/Servicema-

nager in Form eines Projekts strukturiert zu betrachten und abzuarbeiten ist. Mit dem Projekt 

wurde im Jahr 2020 begonnen. Im Jahresabschlussbericht 2020 wird das Thema wieder auf-

gegriffen.
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III. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 15.12.2020

den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die kreisfreie Kommune Stadt Bielefeld

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss nach § 95 GO NRW der Stadt Bielefeld – bestehend aus Bi-

lanz, Ergebnisrechnung, Finanzrechnung und den Teilrechnungen – für das Haushaltsjahr 

vom 01.01.2019 bis 31.12.2019 sowie den Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-

zierungs- und Bewertungsmethoden, geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 

Stadt Bielefeld für das Haushaltsjahr 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den für 

Kommunen im Land NRW geltenden gemeindehaushaltsrechtlichen Vorschriften und 

vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage für das Haushaltsjahr 01.01.2019 bis 31.12.2019 und

vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Kommune. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 

mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften und stellt Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Die Abbildung der Inanspruchnahme von Fördermitteln aus dem Programm „Gute 

Schule 2020“ entspricht der Erlasslage des Landes. Sie kann bei den Forderungen 

aus Transferleistungen und den Investitionskrediten jedoch tendenziell zu falschen 

Interpretationsmöglichkeiten führen. Aus diesem Grund wurden im Anhang 2019 auf 

der Seite 89 unter der Ziffer 4.8.2.2.13 Erläuterungen gegeben. 

Gemäß § 102 Abs. 8 GO NRW i. V. m. § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass unsere Prü-

fung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstim-

mung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-

stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verant-

wortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 

unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsgremiums für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 

den für Kommunen geltenden landesrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-

lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.    

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-

lich, die Fähigkeit der Kommune zur dauerhaften sachgerechten Erledigung der Verwal-

tungsaufgaben zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 

Zusammenhang mit der Fortführung der Verwaltungstätigkeit, sofern einschlägig, anzuge-

ben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Verwaltungstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht

tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lagebe-

richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Kommune vermittelt sowie in al-

len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den gesetzlichen 

Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
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darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 

Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines La-

geberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden gesetzlichen Vorschriften zu ermög-

lichen und um ausreichend geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen 

zu können (Internes Kontrollsystem gemäß § 104 Abs. 1 Nr. 6 GO NRW).

Die Vertretungskörperschaft (der Rat) ist verantwortlich für die Überwachung des Rech-

nungslegungsprozesses der Kommune zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des La-

geberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Kommune vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 

mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vor-

schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jah-

resabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-

prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt.

Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden 

als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 

oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffe-

nen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus

identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbe-

absichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen 
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und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlan-

gen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 

unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, das wesentliche falsche Darstellungen 

nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Ver-

stöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-

keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen be-

inhalten können.

gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses rele-

vanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten 

Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsur-

teil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Kommune abzugeben. 

beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-

tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Verwal-

tungstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 

wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Kommune zur Fortführung der 

Verwaltungstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass 

eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 

auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk-

sam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-

lage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-

weise. 

beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie, ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Kommune vermittelt.
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beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Kommune.

führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-

neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorien-

tierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 

Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 

Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunfts-

orientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht 

ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse we-

sentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.“
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IV. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Die Rechnungsprüfung hat die Prüfung nach §§ 102 ff GO NRW und dem risikoorientierten 

Prüfungsansatz in Anlehnung an die Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-

nommen, welche vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) und dem Institut der Rechnungs-

prüfer (IDR) entwickelt wurden.

Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein hin-

reichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung, der Jahres-

abschluss und der Lagebericht frei von wesentlichen Fehlaussagen sind.

Die Abschlussprüfung umfasste Aufbau- und Funktionsprüfungen sowie aussagebezogene 

einzelfallorientierte Prüfungshandlungen; sie schloss eine stichprobenartige Prüfung der 

Nachweise für die Bilanzierung und die Angaben im Jahresabschluss und des Lageberichtes 
ein. 

Im vorliegenden Prüfbericht wurde grundsätzlich darauf verzichtet, Angaben der Verwaltung 

aus dem Jahresabschluss, insbesondere aus dem Anhang und dem Lagebericht, zu wieder-

holen. Hiervon wurde nur in wenigen Fällen abgewichen. Insoweit sei an dieser Stelle auch 

auf die Inhalte des Jahresabschlusses hingewiesen.

Ebenso wurden in den Bericht nur kurze Texte über die Art und Weise der Prüfung und die 

Ergebnisse im Einzelnen aufgenommen; die ausführlichen Dokumentationen hierüber befin-

den sich in den Arbeitspapieren des Rechnungsprüfungsamtes.

Die Prüfung erstreckte sich mit Unterbrechungen auf den Zeitraum von Juni bis Oktober

2020. Einzelne Prüfungshandlungen wurden auch schon im Vorfeld durchgeführt.
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V. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

1. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Der Jahresabschluss 2019 wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung abgeleitet und unter 

Beachtung der Vorschriften zur Rechnungslegung nach der GO NRW bzw. KomHVO NRW 

aufgestellt.

Insgesamt vermittelt der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-

ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,

Schulden- und Ertragslage.

Die Bilanz, die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung sowie die Teilrechnungen sind den 

gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert. Im Wesentlichen wurden die Vermögens-
gegenstände und die Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten und die Rechnungsab-

grenzungsposten nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen ordnungs-

mäßiger Buchführung angesetzt und bewertet, für erkennbare Risiken wurden Rückstellun-

gen in ausreichendem Maße gebildet.

1.2 Prüfung der Finanzbuchhaltung

Im Rahmen des Prüfplans wurden im Haushaltsjahr 2019 unvermutete Prüfungen von Einnah-

mekassen und Handvorschüssen als ein Schwerpunktthema vorgenommen. Damit wurde eine 

Prüfung aus dem Jahr 2013 wieder aufgegriffen. Anlass waren u. a. seit sechs Jahren nicht 

ausgeräumte Prüfungsbemerkungen. Die Prüfungsergebnisse wurden in einem zusammen-

gefassten Bericht dem Amt für Finanzen zur Verfügung gestellt. In diesem sachlichen Zusam-

menhang ist auch eine Prüfung der Kassenautomaten in der Stadtbibliothek erfolgt.

Insgesamt zeigt sich aufgrund der fehlenden Aktualität der DA Handvorschüsse und Einnah-

mekassen ihre Anwendung in der Praxis als problematisch. Die Überarbeitung dieser Dienst-

anweisung ist aufgrund der ergangenen Hinweise dringend geboten.
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1.3 Allgemeine Aussage

Insgesamt ist festzustellen, dass die Geschäftsvorfälle vollständig, fortlaufend und zeitge-

recht erfasst wurden. Die Belege wurden ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert 

und übersichtlich abgelegt. Die Zahlen der Vorjahresbilanz wurden richtig in das Berichtsjahr 

vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend entwickelt und auf-

gestellt.

Durch die dezentrale Organisationsstruktur und Budgetverantwortung muss es zur Einhal-

tung des Grundsatzes der Vollständigkeit Kommunikationsstrukturen geben, über die alle ab-

schlussrelevanten Informationen zusammenfließen. Zu diesem Zweck wurde eine Checkliste 

„Dezentraler Jahresabschluss“ eingeführt, die allen dezentralen Organisationseinheiten zu-

geleitet wurde.  

Der auf Grundlage des NKF-Kontenrahmens erstellte und im Berichtsjahr angewandte Kon-
tenplan gewährleistet eine klare und übersichtliche Ordnung des Buchungsstoffes.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach der Feststellung 

der Rechnungsprüfung im Wesentlichen den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden 

Satzungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus den weiteren geprüf-

ten Unterlagen entnommenen Informationen führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in 

Buchführung und Jahresabschluss.

Eine Grundlage für die korrekte Verbuchung der Geschäfts- und Verwaltungsvorgänge ist 

das Kontierungshandbuch der Stadt Bielefeld. Es beinhaltet alle zu berücksichtigenden Re-

gelungen des NKF. Da sich aus der täglichen Praxis fortlaufend Neuerungen, Ergänzungen 

und Änderungen ergeben, ist das Kontierungshandbuch stets auf einem aktuellen Stand zu 

halten.
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2. Erläuterungen zur Bilanz

Im Folgenden werden die einzelnen Bilanzposten mit den Werten der Jahresabschlüsse 

2019 und 2018 sowie die Prüfungsergebnisse dargestellt. Soweit auf Rechtsvorschriften der 

Gemeindeordnung (GO NRW) oder der Kommunalhaushaltsverordnung (KomHVO NRW)

Bezug genommen wird, erfolgt dieser Verweis nach der ab dem 01.01.2019 gültigen Rechts-

lage, die dieser Prüfung zugrunde lag.

A. A K T I V S E I T E

A.1 Anlagevermögen

Anlagevermögen

31.12.2019

Euro

2.300.618.749,42

2018

Euro

2.312.828.902,37

A.1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände

Immaterielle
Vermögensgegenstände

31.12.2019
Euro

2.126.619,12

2018
Euro

2.015.695,41

Die „Immateriellen Vermögensgegenstände“ der Stadt umfassen Software, Lizenzen und 

Nutzungsrechte im Gegenwert von 2.127 T€. Die Abschreibungen betrugen 897 T€; ein we-

sentlicher Zugang in Höhe von 216 T€ betraf die Lizenzen zur Bereitstellung von Windows 

10 Enterprise.
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A.1.2 Sachanlagen

Sachanlagen

31.12.2019

Euro

783.475.488,76

2018

Euro

798.849.324,66

A.1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte

Unbebaute Grundstücke 
und grundstücksgleiche 
Rechte

31.12.2019

Euro

15.568.337,92

2018

Euro

16.016.292,23

Zu dieser Position gehören Grünflächen, Ackerland, Wald bzw. Forsten und sonstige unbe-

baute Grundstücke. Der Bestand an unbebauten Grundstücken und grundstücksgleichen 

Rechten hat sich im Vergleich zum Vorjahr nur geringfügig um 448 T€ verringert. Die Verän-

derungen haben sich aufgrund der vorzunehmenden Abschreibung für Abnutzung ergeben.

Wesentliche Zugänge im Anlagevermögen haben sich 2019 nicht ergeben.

A.1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte

Bebaute Grundstücke und
grundstücksgleiche Rechte

31.12.2019

Euro

753.910,55

2018
Euro

529.264,24

Unter dem Bilanzposten „Bebaute Grundstücke“ sind die Grundstücke der Gemeinde anzu-

setzen, auf denen sich nutzbare Gebäude befinden, sowie die Gebäude selbst. Für die be-

bauten Grundstücke sind in der gemeindlichen Bilanz gem. § 42 Abs. 3 Ziff. 1.2.2 KomHVO
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NRW mindestens gesonderte Posten für die Grundstücke anzusetzen, auf denen sich Kin-

der- und Jugendeinrichtungen, Schulen oder Wohnbauten befinden. Diese werden im We-

sentlichen beim Immobilienservicebetrieb bilanziert. 

Die übrigen bebauten Grundstücke der Gemeinde sind unter dem Sammelposten „Sonstige 

Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäude“ zu erfassen. Hierzu gehören u.a. Fahrradabstell-

anlagen und Gerätecontainer an Grundschulen.

A.1.2.3 Infrastrukturvermögen

Infrastrukturvermögen

31.12.2019
Euro

636.681.978,32

2018
Euro

647.391.867,00

Das gemeindliche Infrastrukturvermögen umfasst die öffentlichen Einrichtungen der Ge-

meinde, die ausschließlich nach ihrer Bauweise und Funktion der örtlichen Infrastruktur zu 
dienen bestimmt sind. Das Infrastrukturvermögen setzt sich aus den Grundstücken und tech-

nischen Bauwerken und Anlagen zusammen, die der Daseinsvorsorge dienen. Dazu zählen 

sonstige Verkehrseinrichtungen, Brücken und andere Sonderbauwerke.

Die Aufbauten und Anlagen des städtischen Straßennetzes mit Wegen, Plätzen und Ver-

kehrslenkungsanlagen bilden neben dem Grund und Boden den größten Anteil am städti-

schen Sachanlagevermögen.

Diese Bilanzposition hat sich in den letzten fünf Jahren wie folgt entwickelt:

Jahres-
ab-
schluss

Zu-
gänge
(in T€)

Abgänge zu 
Restbuchwerten 
(in T€)

Abschreibun-
gen
(in T€)

Umbuchun-
gen
(in T€)

Stand 
31.12.
(in T€)

2015 +5.706 -334 -23.506 337 315.500

2016 +8.977 -777 -20.046 623 304.278

2017 +8.673 -314 -20.517 908 293.027

2018 +7.832 -129 -20.148 2.225 282.808

2019 +5.389 -312 -18.683 5.362 274.565
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Es wird deutlich, dass die Anlagenzugänge in Form von getätigten Investitionen die linearen 

Abschreibungen nicht kompensieren, so dass ein stetiger buchhalterischer Vermögensrück-

gang zu verzeichnen ist. Dies lässt jedoch keine Aussage über den tatsächlichen Zustand 

des städtischen Straßennetzes zu, da die durchgeführten Straßenunterhaltungsmaßnahmen 

keinen investiven, sondern einen konsumtiven Charakter haben und der Zustand erst bei ei-

ner Inventur erfasst wird. Mit den in den Jahren 2012 und 2016 bis 2018 vorgenommenen 

Befahrungen wurden bisher 80 % des Straßennetzes erfasst und deren Zustand zuverlässig 

bewertet und dokumentiert. 

Die in 2019 geplante Befahrung konnte in 2020 nachgeholt werden und wird voraussichtlich 

im Jahresabschluss 2020 berücksichtigt.      

Aufgrund der fehlenden Zuordnung der Straßenentwässerungskanäle in das Anlagevermö-

gen der Stadt Bielefeld oder des Umweltbetriebs wurde im Prüfbericht 2013 eine Prüfungs-

bemerkung ausgesprochen. Diese wurde anerkannt und eine Umsetzung perspektivisch zu-

gesagt. Im Jahresabschluss 2015 wurde nach 2 Jahren eine erneute Prüfungsbemerkung 

ausgesprochen; eine Entscheidung über Bilanzierung für das erste Halbjahr 2018 in Aussicht 

gestellt. Im Prüfbericht 2018 wurde eine weitere Prüfungsbemerkung ausgesprochen. 

Bei Klärungsterminen in den Jahren 2018-2020 konnte eine grundsätzliche Einigung darüber 

erzielt werden, dass das Straßenentwässerungsvermögen beim Kernhaushalt der Stadt bi-

lanziert werden soll und der Umweltbetrieb die Unterhaltung der Straßenentwässerung 

durchführt. Bis zur Erstellung des Prüfberichtes befinden sich die beiden Organisationsein-

heiten noch immer in der Abstimmung darüber, welche Vermögensgegenstände von der Bi-

lanzierung betroffen sind bzw. wie ein Ausgleich des noch beim Umweltbetrieb bilanzierten 

Straßenentwässerungsvermögens erfolgen kann. Die Übernahme in das Anlagevermögen ist 

rückwirkend zum 01.01.2020 vorgesehen. Im vorliegenden Abschluss ist das Vermögen da-

mit nicht enthalten. 

A.1.2.4 Bauten auf fremdem Grund und Boden

Bauten auf fremdem Grund 
und Boden

31.12.2019

Euro

1.824.895,58

2018
Euro

1.729.758,93
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Unter dem Bilanzposten „Bauten auf fremdem Grund und Boden“ sind die gemeindlichen 

Bauten anzusetzen, die sich nicht auf gemeindlichem, sondern auf fremdem Grund und Bo-

den (Grundstücke Dritter) befinden. Der Dritte als Grundstückseigentümer gestattet der Ge-

meinde, eine bauliche Anlage auf seinem Grund und Boden zu errichten und vorzuhalten.

A.1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler

Kunstgegenstände, 
Kulturdenkmäler

31.12.2019

Euro

72.529.490,81

2018

Euro

72.407.065,62

Unter dem Bilanzposten „Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler“ sind gemeindliche Vermö-

gensgegenstände anzusetzen, deren Erhaltung und Pflege wegen ihrer Bedeutung für 

Kunst, Kultur und Geschichte im gemeindlichen Interesse liegt. Dies sind z.B. Gemälde, 
Skulpturen, Antiquitäten, Sammlungen u.a. auch solche mit kulturhistorischer Bedeutung.

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler unterliegen nicht der planmäßigen Abschreibung. 

Neuanschaffungen führten hier zu einem geringen Anstieg des Bilanzwertes.

A.1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge

Maschinen und technische 
Anlagen, Fahrzeuge

31.12.2019
Euro

15.073.765,59

2018
Euro

12.369.623,90

Unter dem Bilanzposten „Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge“ sind die techni-

schen Gegenstände der Gemeinden anzusetzen, die der gemeindlichen Leistungserstellung 

bzw. der Aufgabenerfüllung dienen. Sie müssen als gemeindliche Vermögensgegenstände 

selbständig bewertbar und als nicht mit einem Gebäude verbunden anzusehen sein.
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Der mit Abstand größte Teil des Bilanzpostens entfällt auf Fahrzeuge, Maschinen- und Be-

triebsvorrichtungen der Feuerwehr der Stadt Bielefeld. Hierunter fallen z.B. die Feuerlösch-,

Rüst- und Rettungswagen sowie Atemschutzgeräte und Leitstellentechnik.

Insgesamt konnten die Neuanschaffungen und fertiggestellten Anlagen beträchtlich gestei-

gert werden. Sie übertreffen den abschreibungsbedingten Werteverzehr um 2,7 Mio. €.

A.1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung

Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung

31.12.2019
Euro

26.144.046,38

2018
Euro

25.403.755,84

Die Bilanzposition umfasst alle Vermögensgegenstände, die dem allgemeinen Geschäftsbe-

trieb der Gemeinde dienen. Hierzu zählen die üblichen Verwaltungstätigkeiten mit entspre-
chender Büroeinrichtung genauso wie die spezielle Ausstattung der Feuerwehr. Für einen 

erheblichen Teil der Betriebs- und Geschäftsausstattung (z.B. Einrichtung Kindertagesstät-

ten) wurden Festwerte gebildet, d.h. Investitionen werden in der Ergebnisrechnung darge-

stellt und haben zunächst keinen Einfluss auf den Bestand in der Bilanz.

Zum 31.12.2019 wurden Festwerte in Höhe von rd. 4,3 Mio. € im Bereich der Ausstattung 

von Schulen aufgelöst und auf Anlagen umgebucht.

A.1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau

Geleistete Anzahlungen, 
Anlagen im Bau

31.12.2019
Euro

14.899.063,61

2018
Euro

23.001.696.90

Anlagen im Bau sind Vermögensgegenstände, deren Herstellung noch nicht beendet ist. 

Ausgewiesen sind insbesondere zum Bilanzstichtag noch nicht fertiggestellte Maßnahmen 
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im Straßen- und Gewässerbau sowie bei der Feuerwehr. Alle entstehenden Aufwendungen 

werden vorübergehend auf dem Konto „Anlagen im Bau“ erfasst und werden am Bilanzstich-

tag in der Schlussbilanz gesondert im Sachanlagevermögen ausgewiesen.

Eine planmäßige Abschreibung von Vermögensgegenständen kann erst nach Fertigstellung

beginnen, das heißt, wenn die Betriebsbereitschaft des Vermögensgegenstandes hergestellt 

ist und dieser dem vorgesehenen Zweck entsprechend eingesetzt werden kann.

A.1.3 Finanzanlagen

Finanzanlagen

31.12.2019
Euro

1.515.016.641,54

2018
Euro

1.511.963.882,30

Die Finanzanlagen sind zu jedem Stichtag auf ihre Werthaltigkeit zu überprüfen. Bei einer 

voraussichtlich dauernden Wertminderung sind außerplanmäßige Abschreibungen vorzuneh-

men. Bei Finanzanlagen können außerplanmäßige Abschreibungen auch bei einer voraus-

sichtlich nicht dauernden Wertminderung vorgenommen werden (§ 36 Abs. 6 KomHVO

NRW). Die außerplanmäßigen Abschreibungen belasten nicht das Ergebnis, sondern sind 

wegen einer Änderung der Rechtslage seit 2013 gem. § 44 Abs. 3 KomHVO NRW direkt mit 

der Allgemeinen Rücklage zu verrechnen und im Anhang zu erläutern.

Die Überprüfung der Beteiligungsansätze erfolgte ausweislich der Dokumentation der Ver-

waltung primär durch einen Vergleich mit dem anteiligen Eigenkapital. Dieses muss aber 

nicht mit dem Unternehmenswert übereinstimmen, da je nach Bewertungsmethode andere 

Kriterien einzubeziehen sind. Eine genauere Überprüfung durch das Rechnungsprüfungsamt 

ergab keinen weiteren Abwertungsbedarf.
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A.1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen

Die Anteile an verbundenen Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen sind einzeln 

zum Bilanzstichtag auf ihren Ansatz überprüft worden.

Der größte Posten entfällt mit 487,2 Mio. € auf die BBVG als städtische Holding-Gesell-

schaft. Nachdem der Buchwert zum 31.12.2014 wegen der negativ prognostizierten Ertrags-

entwicklung in der Tochtergesellschaft Stadtwerke Bielefeld GmbH um 63,9 Mio. € abgewer-

tet worden ist, wurde dieser Betrag in 2017 wieder zugeschrieben. Einem neuen Gutachten 
vom 30.07.2020 entsprechend besteht kein Anpassungsbedarf im Jahresabschluss 2019 der 

Stadt Bielefeld.

A.1.3.2 Beteiligungen

Die Überprüfung der Finanzanlage Flughafen Paderborn/Lippstadt GmbH hat zu einer Redu-

zierung des Beteiligungsansatzes um 121 T€ geführt.

A.1.3.3 Sondervermögen

Anteile an verbundenen Un-
ternehmen

31.12.2019
Euro

635.588.322,26

2018
Euro

635.567.513,00

Beteiligungen

31.12.2019
Euro

4.007.129,31

2018
Euro

4.121.054,67

Sondervermögen

31.12.2019

Euro

704.830.349,81

2018

Euro

704.830.349,81
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Die Sondervermögen umfassen die eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen. Der Ansatz der 

eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen entspricht dem Ansatz des Vorjahres.

A.1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens

Diese Position enthält Anteile am WVR-Fonds aus der kameralen Versorgungsrücklage so-

wie Erbschaftsfälle.

A.1.3.5 Ausleihungen

Ausleihungen

31.12.2019
Euro

164.178.322,24

2018
Euro

160.787.644,10

Unter den Ausleihungen werden insbesondere langfristige Darlehen und Investitionszu-

schüsse mit mehrjähriger Bindung an andere ausgewiesen, die analog zu den Vermögens-

gegenständen in den empfangenen Organisationseinheiten abgeschrieben werden. Die Stei-

gerung gegenüber dem Vorjahr in Höhe von rd. 3,4 Mio. € resultiert aus gegenläufigen Effek-

ten.

Die Reduzierungen beruhen im Wesentlichen aus planmäßigen Tilgungsleistungen für ge-

währte Darlehen:

- 1,4 Mio. € Tilgungsleistung des Immobilienservicebetriebs aus dem Bau des

                 Technischen Rathauses

- 1,8 Mio. € Tilgungsleistungen für Wohnungsbaudarlehen 

Den Ausleihungen aus der Konzernfinanzierung stehen Investitionskredite gegenüber, vgl. 

Erläuterung zu 4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen. Den Ausleihungen ge-

Wertpapiere des Anlagever-
mögens

31.12.2019
Euro

6.412.517,92

2018
Euro

6.657.320,72
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genüber dem Immobilienservicebetrieb für den Bau des Technischen Rathauses stehen Ver-

bindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen gegenüber der BBVG in gleicher Höhe ge-

genüber (vgl. Erläuterung zu 4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen).

Dagegen erhöhen sich die Ausleihungen gegenüber dem Umweltbetrieb um rd. 7,5 Mio € für 

das Projekt „Sanierung der Lutter“.

A.2 Umlaufvermögen

Umlaufvermögen

31.12.2019
Euro

137.220.605,02

2018
Euro

143.840.622,81

A.2.1 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

A.2.1.1 Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistun-
gen

Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände

31.12.2019
Euro

124.225.937,81

2018
Euro

125.089.547,56

Öffentlich-rechtliche Forde-
rungen und Forderungen 
aus Transferleistungen

31.12.2019
Euro

77.546.537,41

2018
Euro

78.793.931,88
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Zu den öffentlich-rechtlichen Forderungen gehören z.B. Gebühren-, Beitrags- und Steuerfor-

derungen sowie Forderungen aus Transferleistungen, u.a. aus der Gewährung von Sozial-

hilfe.

A.2.1.2 Privatrechtliche Forderungen

Privatrechtliche Forderungen, z.B. aus einem Vertrag, sind adressatenbezogen zu erfassen.

So ergibt sich eine Untergliederung hinsichtlich des Bereichs, gegen wen diese Forderungen

bestehen: gegen den privaten Bereich, gegen verbundene Unternehmen sowie gegenüber

dem öffentlichen Bereich.

Die privatrechtlichen Forderungen in Höhe 37,3 Mio. € enthalten im Wesentlichen mit 33,4 

Mio. € Forderungen gegen verbundene Unternehmen und Sondervermögen.

Davon entfallen 21,5 Mio. € auf den Liquiditätskredit an die städtischen Kliniken sowie 2,7 

Mio. € auf den Liquiditätskredit an den Umweltbetrieb.

Forderungen für Pensions-/Beihilferückstellungen aufgrund von Mitarbeiterwechsel bestehen 

in Höhe von rd. 3,4 Mio. €.

Zusammengefasste Erläuterung zu 2.1.1 und 2.1.2:

Werthaltigkeit des bilanzierten Forderungsbestandes der Stadt Bielefeld / 

Wertberichtigungen 

Der Umfang des Forderungsbestandes der Stadt Bielefeld zum 31.12.2019 hat sich mit ei-

nem bilanzierten Volumen von ca. 124,2 Mio. € inkl. Sonstiger Vermögensgegenstände im 

Vergleich zum Vorjahr (125 Mio. €) nur unwesentlich verändert.

Nach erfolgter Wertberichtigung stellt sich der Netto-Buchwert im Vorjahresvergleich jedoch 

als wesentlich geringer dar (Rückgang von 72,8 Mio. € auf 58,7 Mio. €.)

Privatrechtliche Forderun-
gen 

31.12.2019
Euro

37.329.272,18

2018
Euro

36.358.035,30
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a) Forderungen gegen „Sonderschuldner“

Im Rahmen der bilanzrechtlichen Bewertung des Forderungsbestandes ist u.a. auch festzu-
legen, welche Forderungen zum Abschluss-Stichtag einer Wertberichtigung zu unterziehen 

sind und welche Forderungen davon explizit ausgenommen werden.

Forderungen gegen sogenannte „Sonderschuldner“ sind im Rahmen der Forderungsbewer-

tung - dem Wortsinn entsprechend – daher gesondert zu betrachten.

Ansprüche, die sich auf solche „Sonderschuldner“ beziehen, werden bewusst nicht einer 

Wertberichtigung unterzogen und fließen mit einer Werthaltigkeit von 100 % in die Bilanz ein, 

weil davon ausgegangen wird, dass bei den betreffenden Geschäftspartnern die Forderungs-

realisierung zu 100 % gesichert ist.

Eine stichprobenhafte Überprüfung ergab, dass eine gewisse Anzahl offener Posten einiger 

Sonderschuldner, die infolge ihres besonderen Status im Jahresabschluss 2019 nicht wert-

berichtigt wurden, bis zum Prüfungszeitpunkt im September 2020 jedoch immer noch nicht 

ausgeglichen waren.

Aus einer Stichprobe im Umfang von 20 Fällen aus 6.724 Fällen und einem Finanzvolumen 

i.H. von 22,3 Mio. € aus 29,6 Mio. € ergibt sich ein fragliches Forderungsvolumen in Höhe 

von ca. 9,2 Mio.€, hinsichtlich dessen aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes eine Wertbe-

richtigung hätte stattfinden müssen.

Infolgedessen ist die Höhe der Wertberichtigungen im Jahresabschluss zu niedrig angesetzt 

und der Betrag der werthaltigen Forderungen zu hoch beziffert worden, da die genannten 

Beträge auf der Liste der Sonderschuldner nicht zu 100 % als werthaltig hätten betrachtet 

werden dürfen. 

Aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes ist es problematisch, wenn Forderungen über lange 

Zeiträume nicht in ihrem Wert berichtigt werden, obwohl erkennbar ist, dass der Forderungs-

ausgleich (zeitnah) nicht erfolgen wird und deshalb eine Werthaltigkeit nicht im bilanzierten 

Umfang gegeben ist.

Sofern sich auf der Liste der Sonderschuldner Positionen befinden, die bei der Erstellung 

des Jahresabschlusses 2019 doch einer Wertberichtigung hätten unterzogen werden müs-

sen, ist der Forderungsbestand nicht realitätsnah abgebildet worden. 

Auf Prüfungsfeststellung V.2. A.2.1 Buchst. a) wird verwiesen.
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b) Bestandsbereinigungen von Forderungen

Ein weiteres Prüffeld dieser Jahresabschlussprüfung bezog sich auf die Prüfpflicht der Fach-

bereiche im Rahmen der alljährlich zu Jahresbeginn stattfindenden Auswertung der Ver-

tragsgegenstände zum Jahreswechsel. 

Bei der stichprobenhaften Überprüfung der Rückläufer der Ämter an das Amt für Finanzen 

wurde zum wiederholten Male festgestellt, dass in einem bestimmten Fachbereich keine voll-

umfängliche Kontrolle der zum Jahreswechsel als offen gemeldeten Forderungsbeträge 

stattfindet, die systemseitig mit einem besonderen Merkmal verknüpft und daher vom auto-

matisierten Mahnverfahren ausgenommen sind und somit einer besonderen Kontrolle des

Fachbereichs unterliegen sollten.

So blieben aus dem zum 31.12.2018 offenen Bestand dieses Fachbereichs von 1.194 Pos-

ten dieser Art rd. 97,4 % nicht geprüft; zum 31.12.2019 betrug der ungeprüfte Anteil ca.

87 %.

Da im Nachgang derartige Forderungen aus diesem Fachbereich nicht selten ganz oder tlw. 

ausgebucht werden, ist eine bilanzierte Werthaltigkeit in Höhe von 100 % dieser überwie-

gend nicht überprüften Forderungen aus Sicht des RPA zu bezweifeln.

Den Regelungen des § 23 Abs.1 (Überwachung der Forderungen) sowie § 27 Abs.4 (Ausbu-

chung) der ab 01.01.2019 anzuwendenden Vorschriften der KomHVO wird augenscheinlich 

nicht in vollem Umfang entsprochen.

Vor diesem Hintergrund sieht das Rechnungsprüfungsamt in verstärktem Maße Handlungs-

bedarf sowohl in den verantwortlichen Fachbereichen als auch im Amt für Finanzen.

Neben einer durch den jeweils zuständigen Fachbereich vorzunehmenden Bestandsbereini-

gung im Hinblick auf nicht mehr realisierbare (Alt)Forderungen sollte ein konstruktiver Wis-

senstransfer bzgl. der Werthaltigkeit des Forderungsbestandes zwischen dem Amt für Finan-

zen und den forderungsbegründenden Fachbereichen sichergestellt werden, um eine sach-

gerechte Forderungsbewertung zum Bilanzstichtag zu ermöglichen.

c) Interne Forderungen/ Geschäftspartner Stadt Bielefeld

Auch im Jahresabschluss 2019 sind wiederum Forderungen der Stadt Bielefeld an sich 

selbst enthalten. Zunächst war in Vorjahren diesbezüglich eine rückläufige Tendenz erkenn-

bar. Es war jedoch festzustellen, dass in den Jahren 2019 und 2020 wieder neue Forderun-

gen dieser Art hinzugekommen sind.
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Eine Darstellung interner Forderungen im externen Rechnungswesen (Bilanz) darf nicht er-

folgen. Insoweit ist auch weiterhin neben einer regelmäßigen Information der betreffenden 

Fachämter eine Überprüfung und ggf. Bereinigung zu veranlassen. Auf die bisherigen ent-

sprechenden Prüfungsfeststellungen wird deshalb noch einmal hingewiesen.

d) Niederschlagungsmanager des Amtes für soziale Leistungen

Der seit 2015 nutzbare Niederschlagungsmanager (NSM) des Amtes für soziale Leistungen 

dient zur einheitlichen Erfassung und Verwaltung aller befristet niedergeschlagenen Forde-

rungsposten des Amtes für soziale Leistungen und somit als Niederschlagungsliste im Sinne 

der Ziff. 1.2.8 der Dienstanweisung über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forde-

rungen der Stadt Bielefeld sowie über die Erhebung von Säumniszuschlägen und Zinsen 

(DA 188). 

Es handelt sich dabei um ein DV-Verfahren zur einheitlichen elektronischen Führung diver-

ser bis dato dezentral bearbeiteten Listen im Excel-Format.

Zum Prüfungszeitpunkt umfasste der NSM insgesamt rd. 7.400 Fälle, von denen ca. 3.800 

Fälle als erledigt betrachtet werden können. Somit verbleibt im NSM ein Bestand von rd. 

3.600 Fällen an noch zu bearbeitenden befristeten Niederschlagungen aus dem Bereich des 

Amtes für soziale Leistungen.

Aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes ist die Funktionalität des NSM gegeben, und er-

scheint unter Berücksichtigung etwaiger individueller Besonderheiten auch ein geeignetes 

Instrument für gleichgelagerte Sachverhalte in anderen Organisationsbereichen zu sein. Dies 

wurde seinerzeit bei Einführung des NSM im „Handout“ des Informatikbetriebes ausdrücklich 

festgestellt.

Der Bearbeitungsstand und daraus folgend der abgebildete Datenbestand des NSM scheint 

in Teilen nicht aktuell zu sein und sollte daher - losgelöst von in der Zukunft liegenden sys-

temimmanenten Wiedervorlage-Terminen - zeitnah überprüft und aktualisiert werden.

Auf Prüfungsfeststellung V.2. A.2.1 Buchst. d) wird verwiesen.
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A.2.1.3 Sonstige Vermögensgegenstände

Sonstige Vermögensgegenstände sind ein Sammelposten für Ansprüche, die nicht unter den 

anderen vorrangigen Posten „Forderungen aus Lieferungen und Leistungen“, „Forderungen 

gegen verbundene Unternehmen“ oder „Forderungen gegen Unternehmen mit denen ein Be-

teiligungsverhältnis besteht“, auszuweisen sind.

Wie schon in den Vorjahren machen die Beträge der „sonstigen Forderungen, Durchlaufgel-

der mit rd. 4,8 Mio. € (Vorjahr 5,061 Mio. €) einen wesentlichen Teil der sonstigen Vermö-

gensgegenstände aus. Dabei handelt es sich zu einem großen Teil um Forderungen, die 

nicht der Stadt Bielefeld selbst, sondern fremden Dritten zuzurechnen sind (z. B. anderen 

Kommunen oder dem Jobcenter im Wege der Amtshilfe), und denen in gleicher Höhe Ver-

bindlichkeiten gegenüberstehen.

Von dem Forderungsbestand in Höhe von 4,8 Mio. € entfällt der größte Teil auf offene Pos-

ten mit der Bezeichnung „Ersatzleistungen von Unterhaltspflichtigen für Arbeitplus gGmbH“ 

(3,6 Mio. €). Die älteste Fälligkeit datiert dabei aus dem Jahr 2005. 

Sobald geeignetes Datenmaterial zur Verfügung steht, sollte die Vermutung überprüft wer-

den, ob es sich überwiegend um bislang nicht realisierte Altforderungen handelt.

Das korrespondierende Konto der Sonstigen Verbindlichkeiten mit gleicher Bezeichnung 

weist zum 31.12.2019 einen Saldo in Höhe von 3,7 Mio. € auf.

Ein weiterer großer Posten, die „Sonstigen Forderungen, Rechnungsabgrenzung“ mit rd.3,9 

Mio. € haben sich im Vergleich zum Vorjahr erneut rückläufig entwickelt.

Hier erfolgen Buchungen zu folgenden Themenkreisen:

Forderung an den ISB aus Nebenkosten Vorjahre

Zinsabgrenzung Gesellschafterdarlehen BBF

Abgrenzung KdU SGB II zum Vorjahr bzw. zum nachfolgenden Haushaltsjahr

Sonstige Vermögensgegen-
stände

31.12.2019
Euro

9.350.128,22

2018
Euro

9.937.580,38
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A.3 Liquide Mittel

Liquide Mittel

31.12.2019

Euro

12.994.667,21

2018

Euro

18.751.075,25

Unter dem Bilanzposten sind die Geldmittel der Gemeinde in ihren unterschiedlichen Formen 

anzusetzen, über die die Gemeinde als Kassenbestand oder auf Bankkonten frei verfügen 

kann.

Die liquiden Mittel umfassen auch die Guthaben auf den Schulgirokonten der Berufskollegs. 

Über diese Konten werden u. a. auch schuleigene Mittel abgewickelt. Im Haushaltsjahr 2020 

wurden die Schulgirokonten und Handvorschüsse in den Berufskollegs im Rahmen der lau-

fenden Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prüfung des 
Jahresabschlusses einer genaueren Betrachtung unterzogen.

Es hat sich hinsichtlich der Behandlung von Fundgeldern ein Prüfungshinweis ergeben (s. 

V.2. A.3).

A.4 Aktive Rechnungsabgrenzung

Aktive 
Rechnungsabgrenzung

31.12.2019
Euro

62.371.309,03

2018
Euro

59.528.126,42

Unter dieser Bilanzposition sind Ausgaben vor dem Abschlussstichtag auszuweisen, die Auf-

wand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Daneben enthält diese Position 

auch Investitionskostenzuschüsse an Dritte, für die zweckbestimmt und für eine festgelegte 

Dauer Vermögensgegenstände beschafft werden.
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B. P A S S I V S E I T E

B.1 Eigenkapital

Eigenkapital

31.12.2019
Euro

619.022.563,63

2018
Euro

562.569.273,74

Das Eigenkapital setzt sich aus verschiedenen Unterpositionen zusammen. Während der 

Jahresüberschuss oder Jahresfehlbetrag das jährliche Ergebnis ausweist, spiegeln sich im 

Ergebnisvortrag alle kumulierten Jahresergebnisse der Vorjahre, für die noch kein Ergebnis-

verwendungsbeschluss gefasst wurde. Sobald dieser vorliegt, ist der Betrag in die entspre-

chende Kapitalposition umzubuchen. 

In der Vergangenheit wurden aufgrund einer Anregung der Bezirksregierung und des Rech-

nungsprüfungsamtes die Jahresfehlbeträge nicht im Ergebnisvortrag ausgewiesen, sondern

direkt von der Allgemeinen Rücklage abgezogen, weil die Ausgleichsrücklage aufgebraucht

und insoweit keine alternative Möglichkeit des Vortrags gegeben war.

Seit 2016 werden Jahresüberschüsse erzielt. Insoweit kommt dem Feststellungsbeschluss 

keine nur deklaratorische Bedeutung zu.

B.1.1 Allgemeine Rücklage

Allgemeine Rücklage

31.12.2019
Euro

459.753.173,34

2018
Euro

459.854.280,44
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Die Allgemeine Rücklage -brutto- hat sich gegenüber der Schlussbilanz zum 31.12.2018 um 

rd. 0,1 Mio. € auf rd. 459,9 Mio. € verringert. Dies ist im Wesentlichen auf Aufwendungen aus 

der Veräußerung und dem Abgang von Vermögensgegenständen gem. § 90 Abs. 3 GO 

NRW sowie aus Wertveränderungen von Finanzanlagen, welche nach § 44 Abs. 3 KomHVO 

NRW unmittelbar mit der Allgemeinen Rücklage zu verrechnen sind, zurückzuführen. 

B.1.2 Sonderrücklagen

Die Sonderrücklage wirkt als Verwendungsbeschränkung des Eigenkapitals bzgl. der Vermö-

gensgegenstände, für die die Stadt eine Vermögenssicherungspflicht trifft. Der Ausweis kor-
respondiert mit den Buchwerten der rechtlich selbständigen Stiftungen „Theaterstiftung Biele-

feld“ und „Stiftung Huelsmann“.

B.1.3 Ausgleichsrücklage

Die Ausgleichsrücklage wurde zum 01.01.2009 gem. § 75 Abs. 3 Satz 2 GO NRW bis zur 

Höhe eines Drittels der jährlichen Steuereinnahmen und allgemeinen Zuweisungen unter Be-

rücksichtigung der Ausführungen der 4. Handreichung des IM NRW ermittelt.

Sonderrücklagen

31.12.2019

Euro

17.814.260,80

2018

Euro

17.814.260,80

Ausgleichsrücklage

31.12.2019
Euro

30.122.995,01

2018
Euro

1.719.346,25
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Aufgrund des Ratsbeschlusses vom 18.07.2013 wurde der Jahresfehlbetrag 2009 in Höhe 

von 154.038.929,77 € vollständig sowie ein Anteil von 52.841.904,23 € des Jahresfehlbetra-

ges 2010 mit der Ausgleichsrücklage verrechnet. Seitdem weist die Ausgleichsrücklage kei-

nen Bestand mehr aus.

Nach § 75 Abs. 3 GO NRW können der Ausgleichsrücklage Jahresüberschüsse zugeführt 

werden, soweit die allgemeine Rücklage einen Bestand in Höhe von mindestens 3 Prozent 

der Bilanzsumme des Jahresabschlusses aufweist.

Die Ergebnisrechnung 2017 schloss mit einem Jahresüberschuss von 28,4 Mio. € ab. Der 

Rat der Stadt Bielefeld hat in seiner Sitzung am 07.11.2019 beschlossen, diesen Betrag in 

die Ausgleichsrücklage einzustellen. Der Beschluss des Rates über die Behandlung des Jah-

resüberschusses 2018 wurde am 18.06.2020 getroffen. Zu diesem Zeitpunkt war der Jahres-

abschluss bereits erstellt. Der Jahresüberschuss konnte daher nicht der Ausgleichsrücklage 

zugeführt werden. Es erfolgte eine Berücksichtigung unter der Position „Ergebnisvortrag“.

B.1.4 Ergebnisvortrag

Ab dem Jahresabschluss 2014 wurden aufgrund einer Anregung der Bezirksregierung und 

des Rechnungsprüfungsamtes die Jahresfehlbeträge nicht im Ergebnisvortrag ausgewiesen, 

sondern direkt von der allgemeinen Rücklage abgezogen, weil die Ausgleichsrücklage aufge-

zehrt und insoweit keine alternative Möglichkeit des Vortrags gegeben war. 

Seit dem Haushaltsjahr 2016 werden Jahresüberschüsse erzielt. Insoweit kommt dem Fest-

stellungs- und Ergebnisverwendungsbeschluss keine nur deklaratorische Bedeutung zu. 

Dementsprechend wurde der Jahresüberschuss aus dem Haushaltsjahr 2018 als Ergebnis-

vortrag verbucht.

Ergebnisvortrag 

31.12.2019
Euro

54.777.737,49

2018
Euro

0,00
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B.1.5 Jahresüberschuss

Der Jahresüberschuss 2019 soll nach der noch ausstehenden Beschlussfassung durch den 

Rat der Ausgleichsrücklage zugeführt werden. Gemäß § 75 Abs. 3 GO NRW können der 

Ausgleichsrücklage Jahresüberschüsse zugeführt werden, soweit die allgemeine Rücklage 

einen Bestand in Höhe von mindestens 3 Prozent der Bilanzsumme des Jahresabschlusses 

aufweist.

B.2 Sonderposten

Sonderposten

31.12.2019
Euro

417.825.534,66

2018
Euro

411.925.921,36

B.2.1 Sonderposten für Zuwendungen

Sonderposten für
Zuwendungen

31.12.2019
Euro

285.664.047,16

2018
Euro

273.410.215,38

Jahresüberschuss 

31.12.2019
Euro

56.554.396,99

2018
Euro

54.777.737,49
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Gemäß § 44 Absatz 5 KomHVO NRW sind für erhaltene und zweckentsprechend verwen-

dete Zuwendungen Sonderposten zu bilden. Die ertragswirksame Auflösung der Sonderpos-

ten ist entsprechend der Abnutzung des geförderten Vermögensgegenstandes vorzuneh-

men.

Die Bilanzierung der erhaltenen Zuwendungen als Sonderposten erfolgt immer in Überein-

stimmung mit der Aktivierung des zugehörigen Vermögensgegenstandes. Sobald ein Anla-

gegut angeschafft bzw. hergestellt und aktiviert wird, muss die Zuwendung als Sonderposten 

passiviert werden.

B.2.2 Sonderposten für Beiträge

Sonderposten für Beiträge

31.12.2019
Euro

82.981.471,96

2018
Euro

86.177.478,58

Gemäß § 8 Kommunalabgabengesetz werden für bestimmte Maßnahmen Erschließungs-

und Straßenbaubeiträge erhoben und als Sonderposten in die Bilanz eingestellt. Die ertrags-

wirksame Auflösung der eingezahlten Beiträge erfolgt kongruent zur Abschreibungsdauer für 

das Infrastrukturvermögen.

B.2.3 Sonderposten für den Gebührenausgleich

Sonderposten für den
Gebührenausgleich

31.12.2019
Euro

16.760.269,50

2018
Euro

19.270.910,42
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Kostenüberdeckungen der kostenrechnenden Einrichtungen, die nach § 6 des Kommunalab-

gabengesetzes ausgeglichen werden müssen, sind am Ende eines Kalkulationszeitraumes 

im Sonderposten für den Gebührenausgleich anzusetzen. 

Kostenunterdeckungen, die ausgeglichen werden sollen, sind im Anhang anzugeben. 

Der Sonderposten stellt die Verpflichtung der Gemeinde zum Ausgleich von Gebührenüber-

schüssen gegenüber den Gebührenschuldnern dar. Dagegen können Fehlbeträge nicht als 

Forderungen gegenüber den Gebührenschuldnern ausgewiesen werden, da diese Forderun-

gen noch nicht realisiert wurden. Entstandene Fehlbeträge werden in den Folgejahren ge-

bührenerhöhend einkalkuliert.

B.2.4 Sonstige Sonderposten

Sonstige Sonderposten

31.12.2019

Euro

32.419.746,04

2018

Euro

33.067.316,98

Es handelt sich hierbei um einen Sammelposten für Sachverhalte, die eine Sonderpostenbil-

dung erfordern, aber für die die Ziff. 2.1 bis 2.3 des § 42 Abs. 4 KomHVO NRW nicht ein-

schlägig sind.

Für rechtlich unselbständige Stiftungen, die im Haushalt der Gemeinde gesondert nachzu-

weisen sind, sind Sonderposten zu bilden. Diese Stiftungen werden in der Teilergebnisrech-

nung zu Produktbereich 01 als Davon-Ausweis abgebildet. Ab dem Haushaltsjahr 2022 sol-

len die rechtlich unselbständigen Stiftungen laut Auskunft des Amtes für Finanzen in einem 

eigenen Produktbereich abgebildet werden.
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B.3 Rückstellungen

Rückstellungen

31.12.2019

Euro

873.663.712,32

2018

Euro

835.337.637,34

Die Gemeinde hat für dem Grunde oder der Höhe nach ungewisse Verbindlichkeiten, für dro-

hende Verluste aus schwebenden Geschäften oder laufenden Verfahren oder für bestimmte 

Aufwendungen Rückstellungen in angemessener Höhe zu bilden. 

Die Position umfasst Pensions- und Beihilferückstellungen, Deponierückstellungen, Instand-

haltungsrückstellungen sowie sonstige Rückstellungen.

B.3.1 Pensionsrückstellungen

Pensionsrückstellungen

31.12.2019
Euro

791.184.984,00

2018

Euro

756.069.162,00

Pensionsverpflichtungen nach den beamtenrechtlichen Vorschriften sind gemäß § 37 Abs. 1 

KomHVO NRW als Rückstellungen anzusetzen. Dazu gehören bestehende Versorgungsan-

sprüche sowie sämtliche Anwartschaften und andere fortgeltende Ansprüche nach dem Aus-

scheiden aus dem Dienst.

Die Pensions- und Beihilferückstellungen stellen einen erheblichen Anteil an den insgesamt 

bestehenden Schuldverpflichtungen der Stadt Bielefeld dar. 

Die Ermittlung der Pensions- und Beihilferückstellungen erfolgt gesetzeskonform. Die zu bu-

chenden Inanspruchnahmen können nicht beeinflusst werden. Da die Erträge aus der Inan-

spruchnahme die tatsächlichen Aufwendungen bei weitem nicht decken, sollte der Anhang 

zum Jahresabschluss zukünftig entsprechende Erläuterungen enthalten.
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Nach den bisher gewonnenen Erkenntnissen ist der Ausweis der Pensions- und Beihilferück-

stellungen plausibel. 

B.3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten

Rückstellungen für Depo-
nien
und Altlasten

31.12.2019

Euro

36.472.965,54

2018

Euro

38.241.194,30

Gemäß § 37 Abs. 3 KomHVO NRW sind für die Rekultivierung und Nachsorge von Deponien 

Rückstellungen in Höhe der zu erwartenden Gesamtkosten zum Zeitpunkt der Rekultivie-

rungs- und Nachsorgemaßnahmen anzusetzen. Das gilt nach Satz 2 dieser Vorschrift auch 

für die Sanierung von Altlasten.

B.3.3 Instandhaltungsrückstellungen

Instandhaltungsrückstellun-
gen

31.12.2019

Euro

810.385,56

2018

Euro

661.705,41

Unter dem Bilanzposten „Instandhaltungsrückstellungen“ sind Verpflichtungen der Gemeinde 

gegen sich selbst (Innenverpflichtung) anzusetzen, die aus dem Unterlassen von geplanter 

Instandhaltung entstehen. Unter bestimmten Voraussetzungen kann eine Rückstellung für 

unterlassene Instandhaltung gebildet werden. In diesen Fällen ist eine Abwertung des Ver-

mögens ausgeschlossen.

Die Veränderung von insgesamt 423 T€ entfällt mit 375 T€ auf Inanspruchnahmen durch 

ausgeführte Sanierungen und mit 48 T€ auf die Auflösung von Rückstellungen aus 2016 und 
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2018, da die Mittel nicht mehr benötigt werden. Demgegenüber wurden in 2019 für 3 Straßen 

neue Rückstellungen in Höhe von 572 T€ gebildet. Eine Abwertung ist hier unterblieben. Die 

Umsetzung der Instandhaltungsmaßnahmen ist für die Jahr 2020 und 2021 geplant.

Die Prüfung der im Jahresabschluss aufgeführten Instandhaltungsrückstellungen ergab, 

dass diese nach den gesetzlichen Vorschriften vollständig und richtig angesetzt, ausgewie-

sen und bewertet worden sind. Auch die Angaben im Anhang sind zutreffend.

B.3.4 Sonstige Rückstellungen

Sonstige Rückstellungen

31.12.2019
Euro

45.195.377,22

2018
Euro

40.365.575,63

Die Prüfung ergab, dass die sonstigen Rückstellungen nach den gesetzlichen Vorschriften 

vollständig und richtig angesetzt, ausgewiesen und bewertet worden sind. Auch die Angaben 

im Anhang sind zutreffend.

B.4 Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten

31.12.2019

Euro

561.378.525,58

2018

Euro

676.423.578,90
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B.4.1 Anleihen

Anleihen

31.12.2019
Euro

50.000.000,00

2018
Euro

50.000.000,00

Am 10.06.2015 hat die Stadt Bielefeld zusammen mit den Städten Essen, Gelsenkirchen, 

Hagen und Remscheid eine Gemeinschaftsanleihe im Volumen von 250 Mio. € am Markt 

platziert. Der Bilanzausweis entspricht dem Anteil der Stadt Bielefeld von 20 %.

B.4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen

Verbindlichkeiten aus
Krediten für Investitionen

31.12.2019
Euro

170.893.214,61

2018
Euro

162.744.758,57

Die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen sind zu differenzieren nach der unter-

schiedlichen Herkunft der Investitionskredite:

von verbundenen Unternehmen 
von Beteiligungen 
von Sondervermögen 
vom öffentlichen Bereich 
von Kreditinstituten

Die Gemeinde darf gemäß § 86 Abs. 1 GO NRW grundsätzlich nur Kredite für Investitionen 

und zur Umschuldung aufnehmen. Die Kreditaufnahme ist jedoch nach § 77 Abs. 3 GO NRW 

nur zulässig, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich unzweck-

mäßig wäre.



50

Im Haushaltsjahr 2019 wurde lediglich ein Darlehen i. H. v. ca. 10 Mio. € im Rahmen des 

Programms „Gute Schule 2020“ aufgenommen. Der Erläuterungspflicht gemäß den Ausfüh-

rungsbestimmungen des Ministeriums für Inneres und Kommunales (MIK) wurde nachge-

kommen.

B.4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liquiditätssicherung

Verbindlichkeiten aus 
Krediten zur Liquiditäts-
sicherung

31.12.2019
Euro

203.857.828,49

2018
Euro

322.952.775,24

Die Gemeinde kann gemäß § 89 Abs. 2 GO NRW zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszah-

lungen Kredite zur Liquiditätssicherung bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten 
Höchstbetrag aufnehmen, soweit dafür keine anderen Mittel zur Verfügung stehen.

Auch im Haushaltsjahr 2019 konnte die Schuldenkonsolidierung erfolgreich fortgeführt wer-

den, so dass die Liquiditätskredite im Vergleich zum Vorjahr um 119,1 Mio. € zurückgeführt 

werden konnten.

B.4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen

31.12.2019
Euro

33.043.717,52

2018
Euro

35.322.743,06

In dem Bilanzposten „Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen“ sind Verpflichtun-

gen der Gemeinde aufgrund von Kauf- und Werkverträgen, Dienstleistungsverträgen, Miet-
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und Pachtverträgen und ähnlichen Verträgen anzusetzen, bei denen die Erbringung der Ge-

genleistung, in Form einer Zahlung, noch aussteht. 

Die Position umfasst rd. 8,0 Mio. € Verbindlichkeiten gegenüber externen Dritten (Vorjahr: 

9,5 Mio. €) und rd. 24,8 Mio. € Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen und 

Sondervermögen (Vorjahr 25,4 Mio. €).

Der Rückgang der Verbindlichkeiten im Verbundbereich resultiert im Wesentlichen aus den 

vom ISB über die Stadt an die BBVG geleisteten Kapitaldienst für den Bau des Technischen 

Rathauses für 2019 in Höhe von insgesamt rd. 1,4 Mio. €. 

Insgesamt hat sich das Volumen der offenen Verbindlichkeiten zum Bilanzstichtag 

31.12.2019 im Vergleich zum Vorjahr deutlich verringert.

B.4.5 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen

Verbindlichkeiten aus
Transferleistungen

31.12.2019
Euro

13.923,13

2018
Euro

10.396,93

Unter der Bilanzposition „Verbindlichkeiten aus Transferleistungen“ sind Zahlungsverpflich-

tungen der Stadt Bielefeld anzusetzen, die ohne eine konkrete Gegenleistung erbracht wer-

den. Sie beruhen auf einseitigen Geschäftsvorfällen, die keinen Leistungsaustausch beinhal-

ten z.B. Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke, Schuldendiensthilfen, Sozial-

transferleistungen, Steuerbeteiligungen (z.B. Gewerbesteuerumlage), Allgemeine Zuweisun-

gen und allgemeine Umlage sowie Sonstige Leistungen ohne Gegenleistungsverpflichtung 

Dritter.
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B.4.6 Sonstige Verbindlichkeiten

Sonstige Verbindlichkeiten

31.12.2019
Euro

70.049.927,96

2018
Euro

75.615.504,53

Die „Sonstigen Verbindlichkeiten“ sind ein Auffangposten für die Verbindlichkeiten der Ge-

meinde, die nicht unter einem anderen Bilanzposten gesondert auszuweisen sind.

Mit einem Saldo von rd. 44,6 Mio. € stellt das Sachkonto „Sonstige Verbindlichkeiten nicht-

verbrauchte Erträge Vorjahr“ einen wesentlichen Teil der Position dar. Nicht verbrauchte Mit-

tel der Bildungspauschale mit rd. 23,7 Mio. € sowie Mittel der Integrationspauschale in Höhe 

von 11,1 Mio. € bilden die größten Einzelposten.

Des Weiteren werden z.B. nicht verbrauchte Integrationsmittel, nicht verbrauchte Spenden

und zweckgebundene Erträge aus der LKW-Maut verbucht. 

Die Zusammensetzung dieses Bilanzpostens wird im Anhang differenziert dargestellt; die 

den genannten Bestandteilen zugeordneten Beträge sind nachvollziehbar.

B.4.7 Erhaltene Anzahlungen

Erhaltene Anzahlungen

31.12.2019
Euro

33.519.913,87

2018
Euro

29.777.400,57

Unter der Bilanzposition „Erhaltene Anzahlungen“ werden von Dritten erhaltene Zuwendun-

gen für Investitionen, die noch nicht bzw. noch nicht vollständig zweckentsprechend verwen-

det wurden, abgebildet. Bis zur Fertigstellung und Aktivierung des Vermögensgegenstandes 

besteht eine „schwebende“ Rückzahlungsverpflichtung gegenüber dem Zuwendungsgeber. 
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Erst dann wird die erhaltene Zuwendung als Sonderposten eingestellt. Entsprechend der 

Nutzungsdauer des Vermögensgegenstandes wird der Sonderposten aufgelöst.

Die Veränderung der Bilanzposition zum Vorjahr ist im Wesentlichen bedingt durch einerseits 

die erhaltenen Anzahlungen für das Programm „Gute Schule“ i. H. v. rd. 10,5 Mio. € und an-

dererseits die Umbuchung von erhaltenen Anzahlungen in die Bilanzposition Sonderposten,

insbesondere für die Sanierung der Lutter, 1. Bauabschnitt in Höhe von 7,4 Mio. €.

B.5 Passive Rechnungsabgrenzung

Passive
Rechnungsabgrenzung

31.12.2019

Euro

28.320.327,28

2018

Euro

29.941.240,26

Gemäß § 43 Abs. 3 KomHVO NRW sind vor dem Stichtag eingegangene Einnahmen, soweit 
sie einen Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen, als passive Rechnungs-

abgrenzungsposten anzusetzen. Diese korrespondieren mit den entsprechenden Ertrags-

konten. Zuführungen verringern, Auflösungen erhöhen den Ertrag ergebniswirksam und ord-

nen ihn periodengerecht zu.

3. Sonstige finanzielle Verpflichtungen und Haftungsverhältnisse

Im Haushaltsjahr 2019 wurde lediglich eine neue Ausfallbürgschaft i. H. v. 356 T€ übernom-

men. Bei den übrigen Haftungsverhältnissen gab es keine Zugänge. 

Die Haftungsverhältnisse wurden nach den gesetzlichen Vorschriften vollständig und richtig 

angesetzt, ausgewiesen und bewertet. Die Angaben im Anhang sind zutreffend. 

Auch die im Jahresabschluss 2018 fehlenden Erläuterungen zu der „bürgschaftsähnlichen 

Verpflichtungserklärung“ sind nunmehr im Anhang enthalten.
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4. Erläuterungen zur Ergebnisrechnung

Auf die Wiedergabe der Einzelpositionen der Ergebnisrechnung wird in diesem Bericht ver-

zichtet, da diese ausführlich im Erläuterungsteil des Anhangs dargestellt werden.

Überprüft wurden die wesentlichen Abweichungen zu den Vorjahren bzw. Ansätzen und die 

Plausibilität der Aussagen hierzu.

Die Bebuchung der mit den Bilanzposten korrespondierenden Konten wurde stichprobenartig 

im Rahmen der Prüfung des jeweiligen Bilanzpostens geprüft.

Darüber hinaus wurden alle weiteren Ergebnispositionen stichprobenartig auf vollständige 

und periodengerechte Erfassung sowie zutreffenden Ausweis geprüft.

5. Erläuterungen zur Finanzrechnung

Die Finanzrechnung ist gemäß § 95 Abs. 1 Satz 3 GO NRW ein Pflichtbestandteil des zum 

Schluss eines jeden Haushaltsjahres aufzustellenden Jahresabschlusses. Sie enthält alle 

eingegangenen Einzahlungen und geleisteten Auszahlungen des Haushaltsjahres und dient 

der Information über die Finanzmittelherkunft und -verwendung getrennt nach den Bereichen 

„Laufende Verwaltungstätigkeit“, „Investitionstätigkeit“ und „Finanzierungstätigkeit“. 

Bei der Finanzrechnung handelt es sich um eine der drei Säulen im so genannten 3-Kompo-

nenten-System des Neuen Kommunalen Finanzmanagements. Das Ergebnis der Finanz-

rechnung spiegelt sich direkt in der Aktivseite der Bilanzposition „Liquide Mittel“. Die Summe 

aller erfassten Zahlungen muss der Veränderung der Bilanzposition bzw. der Endbestand 

der Finanzrechnung muss dem Endbestand der „Liquiden Mittel“ entsprechen.

Im Jahresabschluss 2019 hat sich eine geringfügige Differenz zwischen den in der Bilanz 

ausgewiesenen Liquiden Mitteln und dem Ergebnis der Finanzrechnung i. H. v. 0,16 T€ erge-

ben, welche als unwesentlich einzustufen ist. Das Amt für Finanzen hat das Ziel, diese Diffe-

renzen zukünftig aufklären zu können.

Die Prüfung ergab, dass die Finanzrechnung nach den gesetzlichen Vorschriften bis auf eine 

geringfügige Differenz zwischen der in der Bilanz ausgewiesenen Veränderung der Liquiden 

Mittel und dem ermittelten Endbestand der Finanzrechnung korrekt ist. 

Die Angaben im Anhang sind ausreichend und zutreffend.
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6. Erläuterungen zu den Teilrechnungen

Gemäß § 41 KomHVO NRW sind Teilrechnungen entsprechend den gemäß § 4 aufgestell-

ten Teilplänen, gegliedert in Teilergebnisrechnung und Teilfinanzrechnung, aufzustellen.

Seit dem Jahresabschluss 2016 werden die Teilergebnispläne sowie Teilfinanzpläne im An-

hang ausgewiesen (Ziff. 5 und 6). 

7. Erläuterungen zum Anhang

Durch ergänzende quantitative und qualitative Informationen zu einzelnen Bilanzposten soll 

der Anhang dazu beitragen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens- und Schuldenlage der Gemeinde vermittelt wird.

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden verständlich erläutert. 

Angewandte Vereinfachungsregeln wurden angegeben und erklärt; soweit für bestimmte Ar-

ten von Vermögensgegenständen Festwerte angesetzt wurden, sind diese benannt worden.

Der Anhang ist klar und übersichtlich und enthält weitgehend die nach § 45 KomHVO NRW 

vorgeschriebenen Angaben und Erläuterungen. Auch wenn die wesentlichen Pflichtangaben 

nach § 45 Abs. 2 Nr. 10 KomHVO NRW zu den Beteiligungen der Stadt Bielefeld im Sinne 

des § 271 Abs. 1 des Handelsgesetzbuches angegeben sind, werden nicht alle Pflichtanga-

ben erfüllt.

Auf Prüfungsfeststellung V.7. wird verwiesen. 

Es ergaben sich keine Anhaltspunkte für wesentliche falsche Darstellungen.

8. Erläuterungen zum Lagebericht

Nach § 95 Abs. 2 GO NRW ist der Jahresabschluss durch einen Lagebericht zu ergänzen. 

Dieser ist gem. § 49 KomHVO NRW so abzufassen, dass ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Kom-

mune vermittelt wird. Er ist ein eigenständiges Instrument im Rahmen der Aufstellung des 

Jahresabschlusses und stellt insoweit einen ergänzenden und umfassenden Informationsge-

genstand dar.
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Vergangenheitsbezogen muss der Lagebericht einen Überblick über die wichtigen Ergeb-

nisse des Jahresabschlusses geben und Vorgänge von besonderer Bedeutung für die wirt-

schaftliche Lage nennen. Darüber hinaus muss die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-

nanzlage unter Einbeziehung der produktorientieren Ziele und Kennzahlen analysiert wer-

den.

Zukunftsbezogen muss der Lagebericht Aussagen zu den Chancen und Risiken der künfti-

gen Entwicklung der Kommune enthalten.

Der Lagebericht kommentiert in der Rückschau wesentliche Daten und Entwicklungen zur 

wirtschaftlichen Situation der Stadt Bielefeld. Die allgemeinen Aussagen zur wirtschaftlichen 

Lage und zum Geschäftsverlauf geben insgesamt eine zutreffende Beurteilung der Lage zum 

Abschlussstichtag wieder; diese stehen nicht in Widerspruch zum Jahresabschluss. 

Der Lagebericht soll einen Ausblick auf das nächste Jahr geben und zu erwartende Chancen 

und Risiken aufzeigen. Hierzu enthält der Lagebericht unter Tz. 6 „Chancen und Risiken“ 

Aussagen über das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz, die Steuerentwicklung, Kredite 

und Zinsen, Personal- und Versorgungsaufwendungen, die Stadtentwicklung, zur Entschul-

dungsstrategie und zu den coronabedingten Haushaltsauswirkungen.

Die Prüfung ergab keine falschen Darstellungen. Die Aussagen im Lagebericht spiegeln die 

künftige Entwicklung sowie die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend 

wider. Der Lagebericht steht weitgehend in Einklang mit § 49 KomHVO NRW.

Unter Punkt 8 im Lagebericht finden sich Erläuterungen zu ausgewählten Kennzahlen auf 

Produktgruppenebene. Die Auswahl der Produktgruppen soll sich dabei an ihrer Bedeutung 

für das Berichtsjahr orientieren und zukünftig Aussagen über den Zielerreichungsgrad ent-

halten. Nach dem 2. NKF WG sind ab dem 01.01.2019 auch im Vorbericht zum Haushalts-

plan Mindestinhalte gesetzlich normiert, die der Information im Lagebericht zum Teil entspre-

chen. 
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Anlagen

Anlage 1: Jahresabschluss 2019 des Amtes für Finanzen (ohne Teilrechnungen)

Anlage 2: Prüfungsfeststellungen 2019
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